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§ 1 Geltungsbereich der AGB, AGB des Kunden, Allgemeines

(1) Diese AGB der Asia Pins Direct GmbH (APD GmbH) gelten für 
sämtliche Rechtsgeschäfte der APD GmbH mit ihren Kunden.

(2) Die AGB gelten insbesondere für Verträge über den Verkauf und/
oder die Lieferung beweglicher Sachen (im Folgenden auch: 
„Ware“), ohne Rücksicht darauf, ob die APD GmbH die Ware 
selbst herstellt oder bei Zulieferern einkauft (§§ 433, 651 BGB). 
Die AGB gelten in ihrer jeweiligen Fassung als Rahmenvereinba-
rung auch für künftige Verträge über den Verkauf und/oder die 
Lieferung beweglicher Sachen mit demselben Kunden, ohne dass 
die APD GmbH in jedem Einzelfall wieder auf sie hinweisen müss-
te; über Änderungen ihrer AGB wird die APD GmbH den Kunden 
in diesem Fall unverzüglich informieren. 

(3) AGB des Kunden werden selbst bei Kenntnis der APD GmbH 
hiervon nicht Vertragsbestandteil. Es gelten ausschließlich 
die AGB der APD GmbH. Etwas anderes gilt nur, wenn die APD 
GmbH der Geltung der AGB des Kunden ganz oder teilweise 
ausdrücklich schriftlich zustimmt.

(4) Kunden im Sinne dieser AGB sind sowohl Unternehmer als 
auch Verbraucher:

(a) Unternehmer im Sinne dieser AGB ist eine natürliche oder ju-
ristische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft, 
die bei Abschluss eines Rechtsgeschäfts mit der APD GmbH in 
Ausübung ihrer gewerblichen oder selbstständigen berufli-
chen Tätigkeit handelt.

(b) Verbraucher im Sinne dieser AGB ist jede natürliche Person, die 
mit der APD GmbH ein Rechtsgeschäft abschließt, das weder 
ihrer gewerblichen noch ihrer selbstständigen beruflichen Tä-
tigkeit zugerechnet werden kann.

(5) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die nach Vertrags-
schluss vom Kunden der APD GmbH gegenüber abzugeben sind 
(z.B. Fristsetzungen, Mängelanzeigen, Erklärung von Rücktritt 
oder Minderung), bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 

(6) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur 
klarstellende Bedeutung. Auch ohne eine derartige Klarstel-
lung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in 
diesen AGB nicht unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich 
ausgeschlossen werden. 

§ 2 Vertragsschluss

(1) Mit der Bestellung einer Ware erklärt der Kunde verbindlich, 
die bestellte Ware erwerben zu wollen. Die Bestellung stellt 
das auf den Abschluss des Vertrags gerichtete Vertragsange-
bot dar. Die Offerierung von Waren und Leistungen durch die 
APD GmbH in Katalogen, Werbeprospekten, im Internet etc. 
stellt hingegen kein Vertragsangebot dar.

(2) Die APD GmbH ist berechtigt, das Vertragsangebot des Kun-
den innerhalb von 2 Wochen nach Zugang bei ihr anzunehmen 
(Vertragsannahme). Die Vertragsannahme kann schriftlich 
oder stillschweigend durch Auslieferung der Ware an den Kun-
den erklärt werden.

(3) In Fällen, in denen unbeschadet vorstehender Regelungen (1) 
und (2) von einem Vertragsangebot der APD GmbH auszuge-
hen ist, ist dieses Vertragsangebot freibleibend, d. h. die APD 
GmbH ist bis zur Annahme des Angebots durch den Kunden 
zum Widerruf berechtigt.

(4) Nimmt der Kunde, der Verbraucher ist, die Bestellung über ei-
nen von der APD GmbH zum Zwecke des Vertragsschlusses ge-
nutzten Tele- oder Mediendienst elektronisch vor (elektroni-
scher Geschäftsverkehr gemäß § 312 e BGB), bestätigt die APD 
GmbH unverzüglich den Zugang der Bestellung auf elektroni-
schem Weg. Dies gilt nicht, wenn der Vertrag ausschließlich 
durch individuelle Kommunikation geschlossen wird. Die Be-
stätigung des Zugangs der Bestellung stellt keine verbindliche 
Annahme des in der Bestellung liegenden Vertragsangebots 
dar. Die Zugangsbestätigung kann jedoch mit der ausdrück-
lichen Annahmeerklärung der APD GmbH verbunden werden.

(5) Die Regelungen des § 312 e Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und 
Satz 2 BGB finden auf Kunden, die Unternehmer sind, keine 
Anwendung.

§ 3 Lieferfrist und Lieferverzug

(1) Lieferfristen oder Liefertermine werden zwischen dem Kunden 
und der APD GmbH in jedem Einzelfall gesondert vereinbart 
bzw. von der APD GmbH bei der Annahme der Bestellung an-
gegeben. Lieferfristen beginnen ab Vertragsschluss zu lau-
fen, sofern zu diesem Zeitpunkt sämtliche zur Ausführung des 
Auftrags notwendigen Vorlagen, Unterlagen etc. des Kunden 
bei der APD GmbH vorliegen. Liegen die Vorlagen etc. bei Ver-
tragsschluss der APD GmbH nicht oder nicht vollständig vor, 
beginnen die Lieferfristen erst mit Zugang sämtlicher bzw. der 
letzten erforderlichen Vorlage etc. bei der APD GmbH.

(2) Hat die APD GmbH dem Kunden vor Produktion ein Vorabmus-
ter der zu liefernden Ware vorzulegen, ist dieses vom Kunden 
zur Produktion zu bestätigen. Die Bestätigung hat durch den 
Kunden unverzüglich zu erfolgen, spätestens jedoch bis zum 
von der APD GmbH mitgeteilten Termin. Eine aufgrund einer 
verspäteten Bestätigung des Vorabmusters durch den Kunden 
eintretende Überschreitung der Lieferfristen oder eines verein-
barten Liefertermins hat die APD GmbH nicht zu vertreten. Sie 
kommt hierdurch mit ihrer Lieferverpflichtung nicht in Verzug. 
Die Lieferfrist verlängert sich um den vom Kunden zu vertre-
tenden Zeitverlust. Bei der Berechnung der Fristverlängerung 
werden Wochenenden und Feiertage nicht berücksichtigt.

(3) Vorstehend (2) gilt entsprechend, sofern sich die Aufnahme 
der Produktion und/oder die Auslieferung der Ware wegen der 
Produktion eines weiteren Vorabmusters verzögert, sofern die-
se nicht von der APD GmbH zu vertreten ist. Darüber hinaus gilt 
vorstehend (2) für alle anderen Fälle, in denen der Kunde die 
zur Herstellung oder Lieferung der Ware erforderliche Mitwir-
kung unterlässt oder diese verspätet vornimmt (z. B. Vorlage 
notwendiger Unterlagen, Vorlagen etc.; Vornahme notwendi-
ger Abstimmungen).
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(4) Sofern die APD GmbH verbindliche Lieferfristen aus Gründen, 
die sie nicht zu vertreten hat, nicht einhalten kann (Nichtver-
fügbarkeit der Leistung), wird der Käufer hierüber unverzüg-
lich informiert und es wird gleichzeitig die voraussichtliche, 
neue Lieferfrist mitgeteilt. Ist die Leistung auch innerhalb 
der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, ist die APD GmbH be-
rechtigt, ganz oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten; eine 
bereits erbrachte Gegenleistung des Käufers wird unverzüglich 
erstattet. Als Fall der Nichtverfügbarkeit der Leistung in die-
sem Sinne gilt insbesondere die nicht rechtzeitige Selbstbelie-
ferung durch Zulieferer, wenn die APD GmbH ein kongruentes 
Deckungsgeschäft abgeschlossen hat, weder die APD GmbH 
noch den jeweiligen Zulieferer ein Verschulden trifft oder die 
APD GmbH im Einzelfall zur Beschaffung nicht verpflichtet ist. 
Ein Schadenersatzanspruch des Käufers gegenüber der APD 
GmbH besteht nicht.

(5) Der Eintritt von Lieferverzug seitens der APD GmbH bestimmt 
sich nach den gesetzlichen Vorschriften. Bei Nichteinhaltung 
der vereinbarten Lieferfristen und Liefertermine durch die 
APD GmbH hat der Kunde eine angemessene Nachfrist zu set-
zen. Erst nach Ablauf der Nachfrist kann der Kunde etwaige 
Ansprüche und Rechte wegen Nichteinhaltung der Lieferfris-
ten geltend machen.

§ 4 Beschaffenheit der Ware, Änderungsvorbehalt, Mehr- und 
Minderlieferung

(1) Als vertragliche Beschaffenheit der Ware wird ausschließlich 
die Produktbeschreibung des Herstellers vereinbart. Etwas an-
deres gilt nur, wenn die APD GmbH ausdrücklich und schrift-
lich mit einer davon abweichenden oder zusätzlichen Beschaf-
fenheitsvereinbarung einverstanden ist.

(2) Öffentliche Äußerungen, Anpreisungen oder Werbung des 
Herstellers oder seiner Gehilfen oder der APD GmbH und ihrer 
Gehilfen bezüglich bestimmter Eigenschaften der Ware sind 
für die Vertragsgemäßheit der Ware irrelevant.

Abweichungen der Ware hiervon stellen keinen Sachmangel dar.
(3) Die APD GmbH übernimmt gegenüber dem Kunden keine Be-

schaffenheits- oder Haltbarkeits- oder sonstige Garantien im 
Rechtssinne. Herstellergarantien bleiben von dieser Rege-
lung unberührt.

(4) Die APD GmbH hat das Recht, technische Änderungen/Abwei-
chungen sowie Änderungen/Abweichungen von Form, Farbe 
und/oder Gewicht vorzunehmen, sofern es sich hierbei um 
handelsübliche Abweichungen handelt und/oder hierdurch 
Funktionalität und Brauchbarkeit der Ware nicht in erhebli-
cher Weise beeinträchtigt werden. Dies gilt nicht, wenn die 
Änderungen/Abweichungen dem Kunden aus anderen Grün-
den unter Berücksichtigung der Interessen der APD GmbH 
nicht zumutbar sind.

(5) Die APD GmbH hat das Recht, Mehr- oder Minderlieferungen 
bis zu 10 % der ursprünglich bestellten Menge vorzunehmen, 
sofern diese produktionstechnisch bedingt sind.

§ 5 Erfüllungsort, Gefahrübergang, Abnahme, Annahmeverzug

(1) Ist der Kunde Unternehmer, Kaufmann, juristische Person des 
öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sonder-
vermögen, so ist Erfüllungs- und Leistungsort für sämtliche 
vertraglichen Verpflichtungen der APD GmbH sowie des Kun-
den der Firmensitz der APD GmbH. Auf Verlangen und Kosten 
des Kunden wird die Ware an einen anderen Bestimmungs-
ort versandt (Versendungskauf). Soweit nicht etwa anderes 
vereinbart ist, ist die APD GmbH berechtigt, die Art der Ver-
sendung (insbesondere Transportunternehmen, Versandweg, 
Verpackung) selbst zu bestimmen.

(2) Ist der Kunde Unternehmer oder eine der vorstehend (1) be-
zeichneten Personen, geht bei Versendung der Ware die Gefahr 
des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung 
mit Auslieferung der Ware an den Spediteur, den Frachtführer 
oder der sonst zur Ausführung der Versendung bestimmten 
Person oder Anstalt auf den Unternehmer etc. über. 

Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese für den Gefahrüber-
gang maßgebend. Auch im Übrigen gelten für eine vereinbar-
te Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des Werkvertrags-
rechts entsprechend.

(3) Ist der Kunde Verbraucher, geht die Gefahr des zufälligen Un-
tergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware mit 
Übergabe an den Kunden über. Gleiches gilt bei Abholung der 
Ware durch den Unternehmer etc.

(4) Der Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn der Kunde 
im Verzug der Annahme ist.

(5) Kommt der Käufer in Annahmeverzug, unterlässt er eine Mit-
wirkungshandlung oder verzögert sich die Lieferung der APD 
GmbH aus anderen, vom Käufer zu vertretenden Gründen, so 
ist die APD GmbH berechtigt, Ersatz des hieraus entstehenden 
Schadens einschließlich Mehraufwendungen (z.B. Lagerkos-
ten) zu verlangen. Hierfür wird dem Käufer eine pauschale 
Entschädigung in Höhe von 0,5 % des Netto-Rechnungsbe-
trages für jede vollendete Woche des Verzuges, insgesamt 
höchstens jedoch 10 % des Netto-Rechnungswertes begin-
nend mit der Lieferfrist bzw. – mangels einer Lieferfrist – mit 
der Mitteilung der Versandbereitschaft der Ware in Rechnung 
gestellt. Der Nachweis eines höheren Schadens und die ge-
setzlichen Ansprüche der APD GmbH (insbesondere Ersatz 
von Mehraufwendungen, angemessene Entschädigung, Kün-
digung) bleiben unberührt; die Pauschale ist aber auf wei-
tergehende Geldansprüche anzurechnen. Dem Käufer bleibt 
der Nachweis gestattet, dass der APD GmbH überhaupt kein 
oder nur ein wesentlich geringerer Schaden als vorstehende 
Pauschale entstanden ist. 

§ 6 Preise und Zahlungsbedingungen

(1) Sofern im Einzelfall zwischen dem Kunden und der APD GmbH 
nichts anderes vereinbart ist, gelten die jeweils zum Zeitpunkt 
des Vertragsschlusses aktuellen Preise der APD GmbH, und 
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zwar ab Lager, zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. 
(2) Beim Versendungskauf (§ 4 Abs. 1) trägt der Kunde die Trans-

portkosten ab Lager und die Kosten einer ggf. vom Kunden 
gewünschten Transportversicherung. Die Versandkosten set-
zen sich zusammen aus den vom Spediteur, dem Transport-
führer oder der sonst zur Ausführung der Versendung be-
stimmten Person oder Anstalt berechneten Kosten zuzüglich 
einer angemessenen Aufwandspauschale. Die Aufwandspau-
schale wird von der APD GmbH nach billigem Ermessen (§ 315 
BGB) festgesetzt.

Etwaige Zölle, Gebühren, Steuern und sonstige öffentliche Abga-
ben trägt der Kunde.

(3) Soweit zwischen dem Kunden und der APD GmbH keine ab-
weichende Vereinbarung erfolgt, ist der Warenpreis inklusi-
ve etwaiger Versandkosten 14 Kalendertage nach Erhalt der 
Ware fällig. Im Übrigen gelten die Zahlungsbedingungen der 
APD GmbH gemäß Auftragsbestätigung. Bei Neukunden bzw. 
Überschreiten eines bestimmten Lieferwertes behält sich die 
APD GmbH die Erhebung einer An-/Vorauszahlung vor, diese 
kann im Einzelfall vor Produktionsbeginn bzw. Versand der 
Ware fällig werden.

(4) Mit Ablauf vorstehender Zahlungsfrist kommt der Kunde in 
Verzug. Der Kaufpreis ist während des Verzugs zum jeweils 
geltenden gesetzlichen Verzugszinssatz zu verzinsen. Ist der 
Kunde Unternehmer, hat er bei Überschreitung des Zahlungs-
ziels den ausstehenden Zahlungsbetrag auch ohne Mahnung 
zu verzinsen. Der Zinssatz beträgt p. a. 8 % über dem Ba-
siszinssatz. Die APD GmbH behält sich die Geltendmachung 
eines weitergehenden Verzugsschadens vor. Gegenüber Kauf-
leuten bleibt ihr Anspruch auf den kaufmännischen Fällig-
keitszins (§ 353 HGB) unberührt.

(5) Dem Kunden stehen Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungs-
rechte nur insoweit zu, als sein Anspruch rechtskräftig festge-
stellt oder unbestritten ist. 

(6) Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar, dass der An-
spruch der APD GmbH auf den Kaufpreis durch mangelnde 
Leistungsfähigkeit des Kunden gefährdet wird (z.B. durch 
Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens), so ist die 
APD GmbH nach den gesetzlichen Vorschriften zur Leistungs-
verweigerung und – gegebenenfalls nach Fristsetzung – zum 
Rücktritt vom Vertrag berechtigt (§ 321 BGB). Bei Verträgen 
über die Herstellung unvertretbarer Sachen (Einzelanfertigun-
gen) kann die APD GmbH den Rücktritt sofort erklären; die 
gesetzlichen Regelungen über die Entbehrlichkeit der Fristset-
zung bleiben unberührt. 

(7) Erteilt der Kunden der APD GmbH ein SEPA Basismandat / SEPA 
Firmenmandat, erfolgt der Einzug der Lastschrift 10 Tage nach 
Rechnungsdatum. Die Frist für die Vorabankündigung (Pre-No-
tification) wird auf 5 Tage verkürzt. Der Kunde sichert zu, für 
die Deckung des Kontos zu sorgen. Kosten, die aufgrund von 
Nichteinlösung oder Rückbuchung der Lastschrift entstehen, 
gehen zu Lasten des Kunden, solange die Nichteinlösung oder 
die Rückbuchung nicht durch die APD GmbH verursacht wurde.

§ 7 Versendung der Ware, Versandkosten

(1) Auf Verlangen des Kunden versendet die APD GmbH die Ware.
(2) Die Kosten der Versendung erhöhen den Warenpreis. Die Ver-

sandkosten setzen sich zusammen aus den vom Spediteur, 
dem Transportführer oder der sonst zur Ausführung der Ver-
sendung bestimmten Person oder Anstalt berechneten Kosten 
zuzüglich einer angemessenen Aufwandspauschale. Die Auf-
wandspauschale wird von der APD GmbH nach billigem Ermes-
sen (§ 315 BGB) festgesetzt.

§ 8 Muster

Sofern nicht anders vereinbart ,werden vom Kunden angeforderte 
Muster diesem von der APD GmbH in Rechnung gestellt, eine 
Rückgabe der Muster an die APD GmbH scheidet aus.

§ 9 Eigentumsvorbehalt, Vorausabtretung, Rücktrittsrecht

(1) Bei Verträgen mit Unternehmern behält sich die APD GmbH 
das Eigentum an der Ware bis zum vollständigen Ausgleich al-
ler ihrer gegenwärtigen und zukünftigen Forderungen aus der 
gesamten laufenden Geschäftsbeziehung vor. Die APD GmbH 
und der Unternehmer sind sich einig, dass die Übereignung 
der Ware zunächst aufschiebend bedingt erfolgt und das Ei-
gentum an der Ware erst mit vollständigem Ausgleich aller 
Forderungen auf den Unternehmer übergeht.

(a) Der Unternehmer ist berechtigt, die Ware im üblichen ord-
nungsgemäßen Geschäftsgang weiter zu veräußern (Wei-
terveräußerungsermächtigung). Er tritt der APD GmbH hier-
mit alle bestehenden und künftigen Forderungen, die ihm 
durch die Weiterveräußerung der Ware gegen einen Dritten 
erwachsen, ab (Vorausabtretung). Die APD GmbH nimmt die 
Abtretung hiermit an. Der Unternehmer ist zur Einziehung 
der Forderungen ermächtigt, solange er seinen Zahlungsver-
pflichtungen aus der gesamten laufenden Geschäftsbeziehung 
ordnungsgemäß nachkommt und nicht in Vermögensverfall 
gerät. Eine Verpfändung, Sicherungsübereignung oder Siche-
rungszession ist ihm jedoch nicht gestattet. Der Unternehmer 
ist verpflichtet, die APD GmbH unverzüglich schriftlich zu be-
nachrichtigen, wenn und soweit Zugriffe Dritter auf die der 
APD GmbH gehörenden Waren erfolgen. Der Unternehmer ist 
verpflichtet, die Rechte der APD GmbH beim Weiterverkauf von 
Vorbehaltsware auf Kredit zu sichern.

(b) Die vorstehend (a) erteilte Weiterveräußerungsermächti-
gung umfasst nicht die Weiterveräußerung an Abnehmer des 
Unternehmers, die die Abtretung der gegen sie gerichteten 
Entgeltforderungen ausgeschlossen oder beschränkt haben. 
Gleiches gilt, wenn der Unternehmer durch eine Vertragsklau-
sel in seinen AGB die Vorausabtretung seiner Kundenforde-
rungen an die APD GmbH vereitelt.

(c) Auf Verlangen der APD GmbH hat der Unternehmer ihr die 
zur Einziehung erforderlichen Angaben bezüglich der abge-
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tretenen Forderungen mitzuteilen und seinen Schuldnern die 
Abtretung offenzulegen.

(d) Eine durch den Unternehmer erfolgende Be- oder Verarbei-
tung oder Umbildung der Ware erfolgt stets im Namen und im 
Auftrag der APD GmbH. Erfolgt eine Verarbeitung mit nicht 
der APD GmbH gehörenden Gegenständen, so erwirbt die APD 
GmbH an der neu entstehenden Sache Miteigentum im Ver-
hältnis des Werts der von ihr gelieferten Ware zum Wert der 
sonstigen verarbeiteten Gegenstände. Entsprechendes gilt 
bei der Vermischung der Ware mit anderen, der APD GmbH 
nicht gehörenden Gegenständen. Die APD GmbH und der Un-
ternehmer sind sich einig, dass das Eigentum bzw. Miteigen-
tum der APD GmbH an der neu entstehenden bzw. vermischten 
Sache unter der aufschiebenden Bedingung des vollständigen 
Ausgleichs sämtlicher Forderungen der APD GmbH gegen den 
Unternehmer an ihn übergeht. Bis zum Bedingungseintritt 
besteht ein Anwartschaftsrecht des Unternehmers bezüglich 
des Eigentums.

(e) Beläuft sich die Höhe der vom Unternehmer an die APD GmbH 
abgetretenen und realisierbaren Forderungen auf mehr als 
110 % der Höhe sämtlicher Forderungen der APD GmbH ge-
gen den Unternehmer, so hat der Unternehmer gegen die APD 
GmbH einen Anspruch auf Freigabe bzw. Rückabtretung der 
abgetretenen Forderungen in Höhe des 110 % übersteigen-
den Betrags. Es liegt im Ermessen der APD GmbH, welche der 
Forderungen bzw. Forderungsteile sie freigibt.

(f) Im Übrigen gelten die nachfolgenden Regelungen unter (3) 
bis einschließlich (5).

(2) Bei Verträgen mit Verbrauchern behält sich die APD GmbH 
das Eigentum an der Ware bis zur vollständigen Bezahlung 
des Warenpreises inklusive Versandkosten zuzüglich sonstiger 
Nebenforderungen (z. B. Zinsen) vor. Der Verbraucher und die 
APD GmbH sind sich einig, dass die Übereignung der Ware 
aufschiebend bedingt erfolgt und das Eigentum erst mit voll-
ständigem Zahlungsausgleich auf den Verbraucher übergeht. 
Im Übrigen gelten die nachfolgenden Regelungen unter (3) 
bis einschließlich (5).

(3) Der Kunde ist verpflichtet, die APD GmbH unverzüglich von ei-
nem Zugriff Dritter auf die Ware (z. B. Pfändung) sowie deren 
Beschädigung oder Vernichtung zu unterrichten. 

Eine Benachrichtigungspflicht besteht auch bei einem Wechsel im 
Besitz der Ware und bei einem Wohn- bzw. Firmensitzwechsel 
des Kunden.

(4) Der Kunde ist verpflichtet, die Ware bis zum vollständigen 
Zahlungsausgleich kostenlos für die APD GmbH zu verwahren 
und sie pfleglich zu behandeln.

(5) Bei vertragswidrigem Verhalten des Kunden, insbesondere bei 
Zahlungsverzug oder Verletzung einer der in diesem Paragraph 
der AGB niedergelegten Pflichten, ist die APD GmbH berech-
tigt, vom Vertrag zurückzutreten und die Ware herauszuver-
langen. Die hierdurch entstehenden Kosten trägt der Kunde.

(6) Werkzeuge, auch bei für Auftraggeber geschützte Artikel, 
bleiben grundsätzlich unser alleiniges Eigentum. Dies gilt 

auch dann, wenn für Werkzeuge Kostenzuschüsse, Werkzeug-
kostenanteile oder wie auch immer genannt, vom Auftrag-
geber gezahlt wurden oder diese Kostenanteile mit in den 
Artikelpreis eingerechnet sind. Bei Beendigung der Zusam-
menarbeit besteht von Seiten des Auftraggebers ebenfalls 
kein Anspruch auf Kostenerstattung für die Werkzeuge bzw. 
Vorrichtungen oder Teilen derselben.

§ 10 Aufrechnung, Zurückbehaltungsrecht

(1) Der Kunde kann nur aufrechnen, wenn seine Forderung gegen 
die APD GmbH rechtskräftig festgestellt oder unbestritten ist.

(2) Der Kunde kann ein Zurückbehaltungsrecht nur ausüben, wenn 
sein Anspruch auf demselben Vertragsverhältnis beruht.

§ 11 Widerrufsrecht

(1) Ein Widerrufsrecht für den Kunden besteht nur, soweit dies 
nach gesetzlichen Vorschriften der Fall ist.

(2) Ist der Kunde Verbraucher und übt er ein ihm gesetzlich zu-
stehendes Widerrufsrecht aus, ist er zur Rücksendung der 
Ware verpflichtet, wenn die Ware durch Paket versandt werden 
kann. Bei einer Bestellung bis zu einem Wert von € 40,00 hat 
der Verbraucher die regelmäßigen Kosten der Versendung zu 
tragen. Dies gilt nicht, wenn die gelieferte Ware nicht der be-
stellten entspricht. In diesem Fall sowie allen anderen Fällen 
trägt die APD GmbH die Kosten der Rücksendung.

(3) Übt der Verbraucher ein ihm zustehendes gesetzliches Wider-
rufsrecht aus, hat er der APD GmbH Wertersatz für eine durch die 
bestimmungsgemäße Ingebrauchnahme der Ware entstandene 
Verschlechterung zu leisten. Die gilt nicht, wenn die Verschlech-
terung ausschließlich auf der Prüfung der Sache beruht. Der 
Verbraucher kann vorstehende Wertersatzpflicht daher durch 
eine vorsichtige und sorgsame Prüfung der Sache vermeiden.

(4) Sofern sich aus vorstehenden Absätzen nichts anderes ergibt, 
gelten die gesetzlichen Bestimmungen zum Widerrufsrecht.

§ 12 Mängelanzeige, Ausschlussfristen für Mängelansprüche 
und Mängelrechte

(1) Ist der Kunde Unternehmer, hat er der APD GmbH offensicht-
liche Mängel innerhalb einer Frist von 10 Kalendertagen nach 
Empfang der Ware schriftlich anzuzeigen. Zur Fristwahrung 
genügt die rechtzeitige Absendung. Nach Ablauf der Frist ist 
die Geltendmachung von Mängelansprüchen und Mängelrech-
ten ausgeschlossen (Ausschlussfrist). Dies gilt nicht bei arg-
listigem Verschweigen des Mangels durch die APD GmbH. Be-
züglich nicht offensichtlicher Mängel gelten die gesetzlichen 
Bestimmungen zu Untersuchungs- und Rügepflichten.

(2) Ist der Kunde Verbraucher, hat er der APD GmbH offensicht-
liche Mängel innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach deren 
Feststellung durch ihn schriftlich anzuzeigen. Zur Fristwah-
rung genügt die rechtzeitige Absendung. Nach Ablauf der Frist 
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ist die Geltendmachung von Mängelansprüchen und Mängel-
rechten ausgeschlossen (Ausschlussfrist). Dies gilt nicht bei 
arglistigem Verschweigen des Mangels durch die APD GmbH.

§ 13 Mängelansprüche des Kunden

(1) Mängelansprüche und Mängelrechte sind ausgeschlossen, so-
fern der Kunde die Ausschlussfristen für die Mängelanzeige 
gemäß § 11 dieser AGB nicht eingehalten hat.

(2) Im Übrigen bestimmt sich die Gewährleistung der APD GmbH 
für die Ware nach den gesetzlichen Vorschriften mit folgenden 
Maßgaben:

(a) Bestehen Mängelansprüche des Kunden, sind diese zunächst 
auf Nacherfüllung, d. h. Beseitigung des Mangels (Nachbes-
serung) oder Lieferung einer mangelfreien Ware, beschränkt. 
Ist der Kunde Unternehmer, steht die Wahl zwischen den bei-
den Arten der Nacherfüllung der APD GmbH zu. Ist der Kunde 
Verbraucher, steht ihm das Wahlrecht zu. Die APD GmbH kann 
jedoch die vom Verbraucher gewählte Art der Nacherfüllung 
unter den gesetzlichen Voraussetzungen verweigern.

(b) Schlägt die Nacherfüllung gemäß (1) fehl, steht dem Kun-
den das Recht zu, wahlweise den Warenpreis herabzusetzen 
(Minderung) oder den Vertrag rückgängig zu machen (Rück-
tritt). Der Anspruch auf Schadenersatz statt der Leistung ist 
ausgeschlossen. Dies gilt unabhängig davon, ob dieser allein 
oder neben anderen Mängelansprüchen oder -rechten (z. B. 
Rücktritt) geltend gemacht werden soll. Ein etwaiger Schaden-
ersatzanspruch wegen Mangelfolgeschäden bleibt von vorste-
henden Regelungen unberührt.

(3) Handelt es sich bei der Ware um eine zur Montage bestimmte 
und erhält der Kunde, der Unternehmer ist, eine mangelhafte 
Montageanleitung, ist die APD GmbH lediglich zur Lieferung 
einer mangelfreien Montageanleitung verpflichtet. Dies gilt 
nicht, wenn die Ware trotz mangelhafter Montageanleitung 
fehlerfrei montiert worden ist oder diese der fehlerfreien Mon-
tage nicht im Wege steht.

(4) Produktionstechnisch bedingte Mehr- oder Minderlieferungen 
bis zu 10 % der bestellten Menge stellen keinen Mangel dar. In 
diesen Fällen gilt vielmehr § 3 (5) dieser AGB.

§ 14 Sonstige Haftung

(1) Für Schäden, die nicht aus der Verletzung des Lebens, des Kör-
pers oder der Gesundheit resultieren, haftet die APD GmbH 
nur, wenn sie auf einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen 
Pflichtverletzung von ihr, einem ihrer gesetzlichen Vertreter 
oder Erfüllungsgehilfen beruhen. Entsprechendes gilt für ein 
grob fahrlässiges oder vorsätzliches Auswahl- und/oder Über-
wachungsverschulden im Hinblick auf Verrichtungsgehilfen. 
Eine Haftung für Verrichtungsgehilfen besteht im Übrigen 
nicht. Diese Ansprüche verjähren entsprechend den gesetzli-
chen Bestimmungen.

(2) Abweichend von vorstehend (1) besteht eine Haftung der APD 

GmbH weder für fahrlässige noch für grob fahrlässige Pflicht-
verletzungen ihrer einfachen Erfüllungsgehilfen.

(3) Ist der Kunde Unternehmer, ist der Schadenersatzanspruch 
der Höhe nach auf den Schaden beschränkt, der nach der Art 
der Ware und dem konkret zugrundeliegenden Rechtsgeschäft 
typischerweise und vorhersehbar entsteht.

(4) Schadenersatzansprüche wegen Mängeln und Mangelfolge-
schäden verjähren in einem Jahr. Dies gilt nicht, wenn die APD 
GmbH den Mangel arglistig verschwiegen hat, sie grob fahrläs-
siges oder vorsätzliches Verhalten im Sinne vorstehend (1) zu 
vertreten hat oder wenn die Schäden aus einer Verletzung des 
Lebens, des Körpers oder der Gesundheit resultieren.

(5) Der Ausschluss von Schadenersatzansprüchen gemäß § 4, § 13 
und § 14 (2) bleibt von vorstehenden Regelungen unberührt.

(6) Vorstehende Regelungen (1) bis einschließlich (5) gelten so-
wohl für vertragliche als auch vorvertragliche sowie delikti-
sche Schadenersatzansprüche.

(7) Vorstehende Regelungen (1) bis einschließlich (6) gelten ent-
sprechend auch im Verhältnis der gesetzlichen Vertreter oder 
Erfüllungsgehilfen der APD GmbH zum Kunden.

§ 15 Verjährung der Mängelansprüche

(1) Ist der Kunde Unternehmer, verjähren seine Mängelansprü-
che bezüglich neuer und gebrauchter Waren in einem Jahr ab 
Ablieferung. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die 
Verjährung mit der Abnahme. Ist der Kunde Verbraucher, ver-
jähren seine Mängelansprüche bezüglich neuer Waren in zwei 
Jahren, bei gebrauchten Waren in einem Jahr. Abweichend 
hiervon gilt bezüglich Schadenersatzansprüchen wegen Män-
geln und Mangelfolgeschäden die Verjährungsregelung unter  
§ 13 dieser AGB.

(2) Vorstehend (1) gilt nicht, wenn die APD GmbH einen Mangel 
arglistig verschwiegen hat. In diesem Fall verjähren die An-
sprüche in der gesetzlichen Regelverjährungsfrist.

(3) Der Beginn der Verjährung bestimmt sich jeweils nach den ge-
setzlichen Vorschriften.

§ 16 Schutz von Eigentums- und Urheberrechten

(1) Die APD GmbH behält sich an sämtlichen künstlerischen Ar-
beiten sowie den endgültig verwendeten Designs von Abbil-
dungen, Zeichnungen, Artikeln und sonstigen Unterlagen die 
Eigentums- und Urheberrechte vor. Sie dürfen von Kunden 
oder sonstigen Dritten nur mit ausdrücklicher schriftlicher Zu-
stimmung der APD GmbH verwendet werden.

(2) Bei Missachtung der Eigentums- und Urheberrechte durch den 
Kunden besteht ein Schadenersatzanspruch der APD GmbH. 
Als Schadenersatzpauschale werden 10 % des Warenpreises, 
mindestens jedoch € 400,00, vereinbart, sofern die APD GmbH 
dem Kunden keinen höheren Schaden nachweist. Dem Kunden 
ist der Nachweis gestattet, dass der APD GmbH ein Schaden 
nicht oder nur in wesentlich niedrigerer Höhe als vorstehende 
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Schadenersatzpauschale entstanden ist.
(3) Die APD GmbH ist berechtigt, im Kundenauftrag erstellte Ar-

tikel zu Werbezwecken oder als Muster zu verwenden und ab-
zubilden. Die APD GmbH ist zudem berechtigt, an geeigneter 
Stelle ihren Firmennamen anzubringen.

§17 Copyright, Urheberrechte, Lizenzen

Für die Prüfung der Rechte der Vervielfältigung aller Unterlagen 
ist der Käufer allein verpflichtet. Für Verletzungen von Co-
pyrights, Urheberrechten und Lizenzen übernimmt die APD 
GmbH bei Auftragsarbeiten keinerlei Haftung und verlangt 
auch keinen Nachweis des Käufers über die Rechte an den ver-
wendeten Designs. Der Käufer haftet allein, wenn durch die 
Ausführung seines Auftrags Rechte, insbesondere Urheber-
rechte Dritter verletzt werden. Der Käufer hat den Verkäufer 
von allen Ansprüchen Dritter wegen einer solchen Rechtsver-
letzung freizustellen.

§ 18 Abtretung

Die APD GmbH ist berechtigt, sämtliche Ansprüche gegen den Kun-
den, auch wenn dieser Verbraucher ist, an Dritte abzutreten.

§ 19 Rechtswahl und Gerichtsstand

(1) Für diese AGB und alle Rechtsbeziehungen zwischen der APD 
GmbH sowie dem Kunden gilt das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland unter Ausschluss internationalen Einheitsrechts, 
insbesondere des UN-Kaufrechts. Voraussetzungen und Wir-
kungen des Eigentumsvorbehalts gem. § 8 der AGB unterliegen 
dem Recht am jeweiligen Lageort der Sache, soweit danach die 
getroffene Rechtswahl zugunsten des deutschen Rechts unzu-
lässig oder unwirksam ist.

(2) Ist der Kunde Kaufmann iSd Handelsgesetzbuches, juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen, ist ausschließlicher - auch internationaler 
- Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmit-
telbar oder mittelbar ergebenden Streitigkeiten der deutsche 
Geschäftssitz der APD GmbH, soweit sich aus nachfolgend (3) 
nichts anderes ergibt. Dies gilt auch für deliktische Ansprüche. 
Die APD GmbH ist jedoch auch berechtigt, Klage am allgemei-
nen Gerichtsstand des Kunden zu erheben.

(3) Vorstehend (2) gilt nicht, wenn der Rechtsstreit nicht ver-
mögensrechtliche Ansprüche betrifft, die den Amtsgerichten 
ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes zugewie-
sen sind oder wenn für die Klage oder das Mahnverfahren ein 
ausschließlicher Gerichtsstand begründet ist.

(4) Hat der Kunde, der nicht Unternehmer oder Kaufmann oder 
eine sonstige Person im Sinne vorstehend (1) zu sein braucht, 
keinen allgemeinen Gerichtsstand in Deutschland, so gelten 
vorstehend (1) und (2) entsprechend. Entsprechendes gilt, 
wenn der Kunde, der im Klagewege in Anspruch zu nehmen ist, 

nach dem Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthaltsort aus Deutschland verlegt oder sein Wohnsitz 
oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung 
nicht bekannt ist.

§ 20 Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrags mit dem Kunden 
einschließlich dieser AGB ganz oder teilweise unwirksam 
sein oder werden, so wird hierdurch die Gültigkeit der üb-
rigen Bestimmungen nicht berührt. Die ganz oder teilwei-
se unwirksame Regelung soll durch eine Regelung ersetzt 
werden, deren wirtschaftlicher Erfolg dem der unwirksamen 
möglichst nahe kommt.
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